* Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 8

Aktenzeichen: BK8-23/01645-81

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG in Verbindung mit § 32 Abs. 1 Nr. 6
ARegV sowie in Verbindung mit § 32 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 5 ARegV

wegen Festlegung zur Bestimmung des Qualitdtselements

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur fir Elektrizitdt, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg,
den Beisitzer Bernd Petermann
und die Beisitzerin Natalie Krank

gegenlber der Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH, Industriestrale 10, 06184
Kabelsketal, gesetzlich vertreten durch die Geschéftsfiihrung

- Netzbetreiber —
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am 26.02.2024 beschlossen:

1. Der kalenderjahrlichen Erldsobergrenze des Kalenderjahres 2024 wird ein Malus ge-

maf Anlage 1 hinzugerechnet.

2. Die Ermittlung des netzbetreiberindividuellen Qualititselements erfolgt unter Anwen-
dung der mit Beschluss vom 28.11.2023 (Aktenzeichen: BK8-23/006-A) festgelegten
Methodik (im Weiteren: Methodikbeschluss).

3. Aus den ermittelten Kennzahlen wird fiir die Niederspannungsebene und die Mittelspan-
nungsebene jeweils ein individueller, arithmetischer Mittelwert iber die Kalenderjahre
2020, 2021 und 2022 gebildet.

4. Entsprechend der Vorgaben des Methodikbeschlusses erfolgt die Bestimmung der
Lastdichte als Durchschnittswert der Kalenderjahre 2020, 2021 und 2022.

5. Zur Ermittlung der Zuschidge (Bonus) und Abschladge (Malus) auf die zuldssige Erl6s-
obergrenze wird, den Vorgaben des Methodikbeschlusses entsprechend, die Differenz
zwischen dem errechneten Referenzwert und der individuellen Kennzahl der jeweiligen
Netzebene des Netzbetreibers mit der durchschnittlichen Anzahl der Letztverbraucher
der Kalenderjahre 2020 bis 2022 und mit dem Monetarisierungsfaktor (vgl. Ziffer 6) mul-
tipliziert

6. Der Monetarisierungsfaktor m betrégt 0,27 €/min/Letztverbraucher/a.

7. Die Kappung der Erlésauswirkung wird bei 4 % des Ausgangsniveaus nach § 6 ARegV
fur die vierte Regulierungsperiode abzliglich der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten
und falls vorhanden abziiglich der Kosten fiir die Netzebenen Héchstspannung, Um-
spannebene H&S/HS, Hochspannung und die Umspannebene HS/MS vorgenommen.

8. Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.
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Griinde
l.

Die Beschlusskammer hat gemaR § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 6 ARegV von Amts wegen ein
Verfahren zur netzbetreiberindividuellen Bestimmung des Qualitdtselements eingeleitet.

Mit dieser Festlegung wird das sich fiir das Kalenderjahr 2024 ergebende individuelle Qua-

litatselement riickwirkend zum 01.01.2024 festgelegt.

Fir die Bestimmung des Qualititselements hat die Bundesnetzagentur am 01.03.2023 eine
Festlegung zur Datenerhebung getroffen. Alle Betreiber von Elektrizitdtsverteilernetzen im
Sinne des § 3 Nr. 3 EnWG, die kein geschlossenes Verteilernetz nach § 110 EnWG betrei-
ben oder die in der vierten Regulierungsperiode nicht am vereinfachten Verfahren nach
§ 24 ARegV teilnehmen sowie nicht nach § 1 Abs. 2 ARegV von der Anwendung der An-
reizregulierungsverordnung ausgenommen sind, wurden gemaR der Festlegung tber die
Datenerhebung zur Bestimmung des Qualitatselements hinsichtlich der Netzzuverlgssigkeit
* Strom (Aktenzeichen: BK8-23/001-A) vom 01.03.2023 aufgefordert, die Kennzahlen zu den
Versorgungsunterbrechungen sowie zuséatzliche Daten zur Bestimmung der Referenzwerte
und der Bestimmung der monetaren Auswirkung (Bonus/Malus) auf die individuelle Erlés-

obergrenze elektronisch an die Bundesnetzagentur zu Gbermitteln.

Weiterhin hat die Beschlusskammer die Festlegung vom 28.11.2023 (Aktenzeichen: BK8-
23/006-A) Uber die ndhere Ausgestaltung und das Verfahren zur Bestimmung des Qualitit-
selementes hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit fiir Elektrizititsverteilernetze nach den §§
19 und 20 ARegV fiir die Jahre 2024 bis 2028 (im Weiteren: Methodikbeschluss) getroffen.

Die vorgenannten Festlegungen beriicksichtigen die Erkenntnisse aus den vorangegange-
nen Qualitdtsregulierungsverfahren. Zudem wurden die Erkenntnisse aus vier Gutachten,

welche im Auftrag der Bundesnetzagentur erstellt wurden, beriicksichtigt.’

Unter Ruckgriff auf die Festlegung Uber die Datenerhebung zur Besii_rhmung des Qualitat-
selements hinsichtlich der Netzzuverldssigkeit Strom (Aktenzeichen: BK8-23/001-A) vom
01.03.2023 und die ,Festlegung tber die ndhere Ausgestaltung und das Verfahren zur Be-
stimmung des Qualitatselementes hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit fur Elektrizitatsver-
teilefnetze nach den §§ 19 und 20 ARegV flr die Jahre 2024 bis 2028 vom 28.11 2023

4 Veréffentlicht auf der Internetseite der Bundesnetzagentur: www.bundesnetzagentur.de
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(Aktenzeichen: BK8-23/006-A) wird die Festlegung zur Bestimmung des individuellen Qua-
litatselements hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit Strom fiir das Kalenderjahr 2024 getrof-

fen.

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 29.11.2023 Gelegenheit
gemal § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigten Entscheidung der Be-

schlusskammer zu duflern.

Der Netzbetreiber hat mit Schreiben vom 19.01.2024 vorgetragen, dass der
Regressionskoeffizient ¢ auBerhalb der aus ingenieurwissenschaftlicher Sicht als plausibel
diskutierten Bandbreite befinden liegen wiirde sowie auf einen redaktionellen Fehler
hingewiesen. Weiterhin hat der Netzbetreiber darauf aufmerksam gemacht, dass es unter
Verwendung von zwei Nachkommastellen nicht méglich sei, den individuellen Referenzwert
zu ermitteln und um Anpassung der Werte gebeten. Hinsichtlich des
Monetarisierhngsfaktors zweifelte der Netzbetreiber zudem die Datenvaliditat an.

Die Landesregulierungsbehérde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, wurde
gemaR § 55 Abs. 1 EnWG uber die Einleitung des Verfahrens informiert. Das Bundeskar-
tellamt und die Landesregulierungsbehérde wurden gemaR § 58 Abs.1 S. 2 EnWG beteiligt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akien Bezug genommen.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrecht-
liche Vorgaben und zur Anderung weiterer energierechtlicher Vorschriften vom 22.12.2023
(BGBI. 2023 | Nr. 405) besteht eine unionsrechtskonforme Kompetenzverteilung zwischen
Gésetz- bzw. Verordnungsgeber und der Regulierungsbehérde. Der Beschiuss beruht da-
her auf einer rechtméRigen Anwendung des nationalen Rechts auch vor dem Hintergrund
der Entscheidung des Européischen Gerichtshofs (EuGH) vom 02.09.2021, C-718/18.

1. Entscheidung des Europdischen Gerichtshofs

Der Européische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung festgestellt, dass die normative
Regulierung in Deutschland insgesamt mit der in Art. 37 Richtlinie 2009/72/EG.(heute Art.
59 Richtlinie (EU) 2019/944) sowie in Art. 41 Richtlinie 2009/73/EG geregelten ausschlie-
lichen Zustandigkeit der nationalen Regulierungsbehérde unvereinbar ist und die Richtli-
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nien insoweit durch die Bundesrepublik, Deutschland nicht bzw. fehlerhaft umgesetzt wur-
den. Insoweit hat der Europaische Gerichtshof der vierten Rige stattgegeben, mit der die
Kommission Deutschland vorgeworfen hatte, es habe die in den Richtlinien vorgesehenen
ausschlieBlichen Zustandigkeiten der nationalen Regulierungsbehodrde verletzt, indem es
im deutschen Recht die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der
Bedingungen fiir den Anschluss an und den Zugang zu den nationalen Netzen, einschlieR- ,
lich der anwendbaren Tarife, der Bundesregierung und nicht der nationalen Regulierungs-

behdrde zugewiesen habe.
1.1 Gesetzesreform und Ubergangsregelung

Mit Inkrafttreten der EnWG-Novelle am 29.12.2023 hat der Gesetzgeber das Urteil des
EuGH vom 2. September 2021 nunmehr auch hinsichtlich dieses vierten Klagegrundes um-
gesetzt und insbesondere die Zustindigkeiten bei der Ausgestaltung der Netzzugangs- und
Netzentgeltregulierung an die unionsrechtlichen Vorgaben angepasst. Damit hat die Regu-
Iierungst;ehérde mit Zuweisung der ausschliellichen Kompetenz fir die Bestimmung der
Methoden zur Berechnung oder Festlegung der Bedingungen fir den Anschluss an und
den Zugang zu den nationalen Netzen die nach den unionsrechtlichen Bestimmungen er-

forderliche Unabhéangigkeit erlangt.

Die Verordnungserméachtigung des § 24 EnWG a.F. wurde aufgehoben, ebenso wie § 21a
EnWG a.F. Beide Regelungen wurden durch Festlegungskompetenzen der Regulierungs-
behorde ersetzt. Dabei wurden die bisher in den betroffenen Rechtsverordnungen enthal-

tenen Festlegungskompetenzen in das EnWG Uberfiihrt und erganzt.

Die nach § 21a und § 24 EnWG a.F. erlassenen Rechtsverordnungen treten nach Ablauf
einer Ubergangszeit auler Kraft, vgl. Art. 15 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes zur Anpassung des
Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben. Der Zeitpunkt des AuRerkrafttre-
tens entspricht dem Ablauf der vierten Regulierungsperiode im Gassektor (31.12.2027) und
Stromsektor (31.12.2028). '

In def Ubergangszeit wurde der Regulierungsbehdrde u.a. gemaR § 21 Abs. 3 S. 5 und
§ 21a Abs. 3 S. 3 EnWG n.F. einerseits eine Abweichungskompetenz (ibertragen. Anderer-
seits ermoglicht die Ubergangszeit, ein tiber fast 20 Jahre schrittweise entstandenes nor-
matives Regulierungsrecht, inklusive der dazugehdrigen Anwendungs- und Auslegungs-
praxis, jedenfalls fir die Zeit bis zum AuRerkrafttreten der Verordnungsregelungen zum
Ablauf der vierten Regulierungsperiode fortzufiihren. Laut Gesetzgeber sollen hierdurch die
fur ausreichende Rechts-, Planungs- und Investitionssicherheit wichtige materielle Stabilitét
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des Regulierungsrahmens gewahrleistet und bruchartige Entwicklungen in der Rechtsan-
wendung vermieden werden (vgl. BT-Drs. 20/7310, S. 52).

1.2 Interessenabwiégung

Nach Art. 17 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtli-
che Vorgaben bleiben die auf Basis der bisher in § 21a und § 24 EnWG a.F. erlassenen
Verordnungen fiir eine Ubergangszeit weiterhin in Kraft. An diesem Regelwerk zur Entgel-
tregulierung halt die Bundesnetzagentur zur Aufrechterhaltung eines transparenten, vorher-
sehbaren und verlasslichen Regulierungsrahmens grundsatzlich fest. Sie sieht vorliegend
insbesondere von einer Anwendung der Abweichungskompetenz nach § 21 Abs. 3 S. 5 und
§ 21a Abs. 3 S. 3 EnWG ab. Einen materiellen Widerspruch zu mafgeblichen Vorgaben
des Europaischen Rechts hat der EuGH in seiner Entscheidung vom 02.09.2021 nicht fest-

gestellt und erkennt auch die Beschlusskammer nicht.

Ein Kernstiick des national etablierten Regulierungssystems sind die fiinfiahrigen Regulie-
rungsperioden im Anreizregulierungs- und Netzentgeltbereich. Fir die Dauer einer bereits
laufenden Regulierungsperiode ist es essentiell, dass der Rechtsrahmien fiir die gesamte
Periode mdglichst stabil bleibt. Rechtsdnderungen wéhrend einer laufenden Regulierungs-
periode sind mit Diskontinuitdt und Rechtsunsicherheit verbunden, die gerade durch Uber-
gangsregelungen zur Weitergeltung der materiell europaréechtskonformen Vorgaben ver-
mieden werden kénnen. DarUBer hinaus erschwert eine unklare Rechtslage im Ubergangs-
zeitraum die notwendigen Investitionen in die Energieversorgungsnetze und flhrt zu Unsi-
cherheiten nicht nur fir die regulierten Unternehmen, sondern auch fir die sonstigen Markt-

teilnehmer.

Des Weiteren verlangen die Richtlinien, dass zumindest die Methoden zur Berechnung o-
der Festlegung der Bedingungen u.a. fiir den Netzanschiuss und den Netzzugang ,mit aus-
reichendem Vorlauf vor deren Inkrafttreten” festgelegt oder genehmigt werden, vgl. Art. 41
Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG und Art. 59 Abs. 7 der Richtlinie (EU) 2019/944. Auch
wirden substantielle Abweichungen vom etablierten Regulierungsrahmen zu starken Ver-
zogerungen der laufenden, an die Erlésobergrenze anknipfenden und weiterer nach den
Rechtsverordnungen vorgesehenen Verfahren fiihren. Die Festsetzung neuer Regelungen
durch die Regulierungs;behérde in einem transparenten und méglichst umfassenden Kon-
sultationsprozess dlirfte einige Zeit in Anspruch nehmen. Laufende Verfahren bspw. zur
Festlegung der Erlésobergrenze fir die vierte Regulierungsperiode kénnten sich um Jahre
verzégern. Diese Gesichtspunkte wéren mit den Richtlinienvorgaben, den Zielsetzungen

des Energiebinnenmarkts und mit rechtsstaatlichen Grundséatzen schwerlich vereinbar.
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Die Festlegung des Qualititselements des Netzbetreibers erfolgt auf Grundlage von § 32
Abs. 1 Nr. 1 und 6 ARegV, § 4 Abs. 5 ARegV und §§ 18 bis 20 ARegV.

1. Zustdndigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemaR § 54 Abs. 1 und 3 EnWG die zustandige Regulierungs-

behorde.

Die Zusténdigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG.

2. Ermichtigungsgrundlage

Die Festlegung zur Bestimmung des Qualitdtselements hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit
Strom erfolgt auf Grundlage von § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 6 ARegV, § 4 Abs. 5 ARegV und
§§ 18 bis 20 ARegV.

Iv.

Auf die Erlésobergrenze kénnen gemaf § 19 Abs. 1 ARegV Zu- oder Abschlége vorgenom-
men werden, wenn Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit von Kennzahlenvor-

gaben (Referenzwerten) abweichen.

1. Datengrundlage

Zur Bestimmung des Qualitatselements Netzzuverlassigkeit Strom wurden die Daten aller
Elektrizitatsverteilernetzbetreiber herangezogen. Ausgenommen wurden Betreiber ge-
schlossener Verteilernetze nach § 110 EnWG, Netzbetreiber, die in der vierten Regulie-
‘rungsperiode am vereinfachten Verfahren nach § 24 ARegV teilnehmen sowie Netzbetrei-
ber, die nach § 1 Abs. 2 ARegV von der Anwendung der Anreizregulierungsverordnung

ausgenommen sind.

2. Datenplausibilisierung

Die Bestimmung des Qualitdtselements fir die Netzzuverlassigkeit in Elektrizitdtsverteiler-
netzen knlipft an die Definitionen der Allgemeinverfiigung nach § 52 S. 5 EnWG vom
22.02.2006 (Aktenzeichen: 605/8135) an und an die in diesem Zusammenhang durch die

Elektrizititsverteilernetzbetreiber vorgenommenen Datenmeldungen zu Versorgungsunter-
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brechungen. Dies erméglicht die:Bezugnahme auf die seit 2006 durch die Bundesnetza-
gentur erhobenen Daten nach § 52 EnWG zur Unterbréchungsdauer und Unterbrechungs-
haufigkeit, die seitdem durch die Elektrizitatsverteilernetzbetreiber kontinuierlich erfasst
werden und diesen auch vorliegen. Um das Verfahren zur Bestimmung des Qualitatsele-
ments mdglichst transparent zu gestalten, wurden die Netzbetreiber mit der Festlegung
tiber die Datenerhebung zur Bestimmung des Qualité’_tse’lements hinsichtlich der Netzzu-
verlassigkeit Strom nach den §§ 19 und 20 ARegV vom 01.03.2023 (Aktenzeichen: BK8-
23/001-A) aufgefordert, die Kennzahlen fir die Jahre 2020, 2021 und 2022 zu melden. Die
Daten aus den Kalenderjahren 2020 und 2021 standen zur Emmittlung der Qualitatsele-
mente bereits zur Verfiigung, wurden durch die Bundesnetzagentur diversen Plausibilitats-
kontrollen unterzogen und den Netzbetreibern soweit méglich zur Verfiigung gestellt. Die
Netzbetreiber erhielten somit die Méglichkeit, ihre in der Vergangenheit gemeldeten Daten
zu Uberprifen und gegebenenfalls Korrekturen im Rahmen der Datenerhebung zur Bestim-

mung des Q-Elementes vorzunehmen.

Eine zeitliche Durchschnittsbildung der Struktur- und Zuverlassigkeitsdaten (iber drei Ka-
lenderjahre wird von der Beschlusskammer als methodisch zweckméafig und notwendig
bewertet. Die dadurch bedingte glattende Wirkung schiitzt die beteiligten Netzbetreiber vor
dem Risiko, dass unvermeidbare Schwankungen der Zuverldssigkeitsdaten zu unverhélt-
nisméligen Anpassungen der Eriése fuhren (vgl. Ausgangsgutachten, S. 25). Fiir eine
Durchschnittsbildung Uber drei-Kalenderjahre war es somit notwendig, neben den bereits
vorliegenden Daten zu den Versorgungsunterbrechungen der Kalenderjahre 2020 und
2021, auch die zum Zeitpunkt der Datenerhebung relevanten Daten zu den Versorgungs-
unterbrechungen des Kalenderjahres 2022 zur Bestimmung des Q-Elementes 2024 zu er-

heben.

Zur Ermittiung der Durchschnittswerte werden nur die vorliegenden Netzstruktur- bzw. Zu-
verlassigkeitswerte und deren Anzahl bericksichtigt. ‘Dies gilt auch, wenn Netzbetreiber
Daten fiir weniger als drei Jahre zur Verfiigung stellen konnten. Fiir fehlende Daten einzel-
ner Jahre wurden keine NuIIweﬁe eingesetzt, da dies zu Verzerrungen der Referenzwerte

und Qualitatselemente gefihrt hitte.

Die Ermittlung der Durchschnittswerte folgte der Berechnungsvorschrift fur das arithmeti-

sche Mittel:

X=-—- X;i

n
i=1

S|=
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Dabei steht x fiir den Merkmalstrager (Netzstruktur- bzw. Zuverlassigkeitswert) und n fiir

die Anzahl der Merkmalstrager.

Zur Sicherstellung einer belastbaren Datengrundlage hat die Bundesnetzagentur die (iber-
mittelten Daten im gebotenen Umfang einer strukturierten, netzbetreiberindividuellen Plau-
sibilitatsprifung unterzogen. So wurde etwa fir jeden. Netzbetreiber die Konsistenz der
Strukturdaten anhand von Daten, die der Regulierungsbehérde aus anderen Verfahren vor-
liegen, Uberpriift. Im Fall der Kennzahlen zur Netzzuverléssigkeit wurden diese den seiner-
zeit im Rahmen der Berichtpflichten nach § 52 EnWG vom Netzbetreiber an die Bundes-
netzagentur Ubermittelten Angaben gegeniibergestellt. Kam es zu Abweichungen, wurde
eine nahere Uberpriifung durchgefiihrt. Zur naheren Uberpriifung der Netzbetreiberanga-
ben- zéhlten z. B. die Einholung weiterer Auskunfte, Erlduterungen oder entsprechende
Nachweise beim betroffenen Netzbetreiber. Dariiber hinaus wurde eine Gesamtschau tber
alle zur Verfiigung stehenden Daten der Netzbetreiber durchgefiihrt.

Insbesondere die Zuordnung zum Stérungsanlass ,Hohere Gewalt‘ bedurfte einer genauen
Prifung. Hierzu wurde regelméfig jede einzelne gemeldete Versorgungsunterbrechung
des Stérungsanlasses ,Hoéhere Gewalt“ entsprechend den Anforderungen der Allgemein-
verfligung nach § 52 S. 5 EnWG zu Vorgaben zur formellen Gestaltung des Berichts nach
§ 52 S. 1 EnWG (605/8135) vom 22.02.2006 bzw. den Hinweisen zur Zuordnung von Ver-
sorgungsunterbrechungen zum Stérungsaniass ,Héhere Gewalt“ im Rahmen der Datener-
hebung zur Bestimmung des Qualitdtselements hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit Strom
nach den §§ 19 und 20 ARegV (Stand Januar 2020) tberpriift. Wurden die Anforderungen
nicht erflillt, wurde der Netzbetreiber aufgefordert, seine Angaben entsprechend zu korri-
gieren. Zur Plausibilisierung dieser Stérungskategorie wurden u. a. zusétzliche Informatio-
nen des Deutschen Wetterdienstes (Sturmauswertungen der Jahre 2020-2022) und des
Bundesamtes fiir Gewasserkunde bzw. der zustidndigen Landesdmter (Hochwasseraus-

wertungen der Jahre 2020 bis 2022) herangezogen.

Jeder Netzbetreiber erhielt nach Abschluss der Datenplausibilisierung eine Datenquittung.
Diese diente zur Information und abschlieRenden Uberpriifung der zuletzt ibermittelten Da-
ten. Die sich hieraus ergebende Datengrundlage wurde zur Berechnung der Qualitatsele-

mente herangezogen.

3. Methodik

Die Ermittlung der Kennzahlenwerte, der Referenzfunktion, des- Monetarisierungsfaktors

und in der Folge die Berechnung der Qualitatselemente wird durch den Methodikbeschluss

bestimmt.
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Die Bundesnetzagentur hat zum Zwecke der Referenzwertermittlung Auswertungen vorge-
nommen, die im Bericht zur Bestimmung der Qualitatselemente 2024 bis 2028 (Anlage 1
zum Methodikbeschluss) dokumentiert werden. Die Anlage ist ebenfalls verdffentlicht unter
http://www.bundesnetzagentur.de — Beschlusskammern — Beschiusskammer 8 — Erlés-

obergrenzen — Qualitdtselement.

4. Referenzwertermittiung

In der Mittelspannung weist der Strukturparameter Lastdichte einen hinreichend belastba-
ren Zusammenhang mit der Zuve_rléséigkeitskennzahl ASIDI auf und ist von den untersuch-
ten Parametern auch am besten geeignet, gebietsstrukturelle. Unterschiede bei der Refe-
renzwertermittlung flir das Qualitatselement abzubilden (siehe Anlage 1 zum Methodikbe-

schluss).

Auf Grundlage der Daten der Kalenderjahre 2020, 2021 und 2022 wurden fiir das Qualitét-
selement des Kalenderjahres 2024 die nachstehenden Werte fiir die Regressionskostanten
far die verwendete Regressionsfunktion ermittelt:

) b 76,0845

Im angehorten Beschluss wurden die Werte der Regressionskonstanten mit zwei Nach-
kommastellen aufgefiihrt. Es wurde vorgetragen, dass die ermittelten Werte nicht vollstan-
dig nachvolizogen werden kénnen. Um dem zu begegnen, sind ermittelten die Werte fiir die

Regressionskostanten nunmehr mit vier Nachkommastellen ausgewiesen.

Die Bundesnetzagentur folgt bei den Berechnungen zur Modellbestimmung der Vorgehens-
weise, wie sie auch vom Gutachter fiir die ,Bestimmung der Referenzwerte fir das Quali-
tatselement 2017-2018“ angewendet wurde, d. h es wurden sowohl bei den Zuverlassig-
keitskennzahlen als auch bei den Strukturgréen alle Nachkommastellen beriicksichtigt. Es
wurden somit weiterhin einheitlich die in der Statistikanwendung R implementierten Funkti-

onalitdten und Befehle zur Ermittlung der Referenzwerte genutzt.

Der Regressionskoeffizient c liegt hierbei im Optimum bei 0,4531 und somit innerhalb. der
bislang aus ingenieurwissenschaftlicher Sicht als plausibel diskutierten Bandbreite. Zur Be-
stimmung der optimalen Regressionskonstanten ¢ wurde das Bestimmtheitsmal® R? maxi-
miert. Das Bestimmtheitsmal beschreibt den Anteil der Streuung innerhalb der Netzzuver-
lassigkeit (y-Variable), der durch Regressionsfunktion erkléart werden kann und betragt R?
= 40 %. Zur Beurteilung der Schatzergebnisse ist eine Gesamtschau unter Beriicksichti-

Seite 10 von 18



gung des Regressionskoeffizienten ,¢* und des BestimmtheitsmaRes.,R? erforderlich. In-
sofern beschreibt der Strukturparameter Lastdichte weiterhin hinreichend belastbar die

Netzzuverldssigkeit in der Mittelspannung.

Soweit angezweifelt wird, dass der Regressionskoeffizient ¢ aulerhalb der aus ingenieur-
wissenschaftlicher Sicht als plausibel diskutierten Bandbreite Iége und keine hinreichende
Belastbarkeit des Parameters vorldge, wird auf die Ausfiihrungen im Abschnitt 7.2 der Fest-
legung BK8-23/006-A liber die néhere Ausgestaltung und das Verfahren zur Bestimmung
des Qualitétselementes hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit fir Elektrizititsverteilernetze
nach den §§ 19 und 20 ARegV fiir die vierte Regulierungsperiode (Jahre 2024 bis ein-
schliellich 2028 — Methodikbeschiuss) und dessen Aniage 2 (Gutachten zur Konzeptionie-
rung des Qualitdtselements vom 23.11.2023) verwiesen. Die Bundesnetzagentur hat zur
Bewertung des c-Wertes und zu dessen Entwicklung erneut gutachterliche Unterstltzung
eingeholt. Danach-ist der ermittelte Wert plausibel und liegt weiterhin innerhalb eines zu

erwartenden Korridors.

Die Bestimmung des Referenzwertes auf Grundlage der Daten der Kalenderjahre 2020,
2021 und 2022 ergibt sich aus Anlage 2 zu dieser Festlegung.

Demgegeniiber konnte fir die Niederspannung kein hinreichend belastbarer Zusammen-
hang zwischen dem SAIDI und einem der untersuchten Strukturparameter im Hinblick auf
die Berticksichtigung gebietsstruktureller Unterschiede festgestellt werden. Insofern wird
der Referenzwert in der Niederspannungsebene als mit der Anzahl der Letztverbraucher
gewichteter Mittelwert der SAIDI-Kennzahlen ermittelt (siche Anlage 2 ,Bestimmung der
Referenzwerte und des Monetarisierungsfaktors®). In der Anlage 1 wurden die. Abweichun-
gen vom Referenzwert fiir die Niederspannung versehentlich im Rahmen der Anhérung mit
lediglich zwei Nachkommastellen Ubertragen und ausgewiesen. Anlage 1 wurde dahinge-

hend korrigiert.

Auf dieser Basis wurde ein einheitlicher Referenzwert in Hohe von 4,0213 min/a. fiir die
Niederspannung bestimmt. Dieser Wert ergibt sich aufgrund der Daten aus den Kalender-
jahren 2020, 2021 und 2022, entsprechend der in Tenor-Nr. 8 des Methodikbeschlusses

angegeben Berechnungsformel.

5. Monetarisierungsfaktor

Der Monetarisierungsfaktor wurde auf Basis der zum Zeitpunkt der Berechnung aktuellsten
Daten der éffentlichen Statistik ermittelt und représentiert die gegenwertige Entwicklung

beziiglich des Elektrizitdtsverbrauchs, der Bruttowertschépfung sowie der Gesamtlohne.
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Sowohl bei der Bruttowertschdpfung als auch hinsichtlich der Gesamtihne sind gegentiber
den vorausgegangenen Festlegungen Anderungen der Werte festzustellen, die einen Mo-

netarisierungsfaktor von nunmehr 0,27 €/min/LV/a begriinden.

Soweit die Datengrundlage fiir den Monetarisierungsfaktor angezweifelt wird, sei auf die
Ausflihrungen in Abschnitt 8 des Methodikbeschlusses verwiesen. Von den Bestimmungen
des geltenden Methodikbeschlusses wird bei der Bestimmung des individuellen Qualitats-
elementes nicht abgewichen. Den vorgebrachten Einwand nimmt die Bundesnetzagentur
jedoch zum Anlass die Datengrundlage in die Zukunft gerichtet zu prifen. Die Bestimmung

des Monetarisierungsfaktors ergibt sich aus Ahlage 2.

6. Kappungsgrenze

Es ist eine Kappung von 4 % anzuwenden, da somit die Abweichung von der angestrebten

Erlésneutralitdt minimiert wird.

7. Netziibergidnge

Der fur 2024 ermittelte Zu- oder Abschlag bzw. Anteile davon kénnen im Wege des Verfah-

rens nach § 26 ARegV Ubertragen werden.

V.

Im Folgenden wird das netzbetreiberindividuelle Qualitatselement fiir das Kalenderjahr
2024 dargestellt. Die Berechnung des Qualitdtselements erfolgte mit ungerundeten Werten.
In Anlage 1 wurden die Ergebnisse jedoch mit gerundeten Werten ausgewiesen.

1. Ermittelte Kennzahlen

Zur Berechnung des Qualitdtselements ist fiir den Netzbetreiber aus den Kalenderjahren
2020 bis 2022 im Mittel ein SAIDI in H6he von  7,6394 und ein ASIDI in Héhe von 16,6780

herangezogen worden (Anlage 1).
2. Ermittelter Referenzwert

a) Mittelspannung

In die Regressionsberechnung ist eine Lastdichte des Netzbetreibers von 59,14

kW pro km? (Anlage 1) eingegangen.
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Auf dieser Grundlage wurde fiir den Netzbetreiber in der Mittelspannungsebene ein
Referenzwert von 13,7811 ermittelt (Anlage 1).

b) Niederspannung

Der Referenzwert in der Niederspannungsebene wurde auf Basis einer einfachen,
mit der Anzahl der jeweiligen Letztverbraucher gewichteten Mittelwertbildung ermit-
telt. Der Referenzwert der Niederspannungsebene liegt bei 4,0213 min/a.

3. Ermittelter Bonus/Malus

Der Bonus bzw. Malus wird unter Anwendung folgender Formel ermittelt:

Bonus;/Malus; = |(¥sg" — ASIDlyng) - LVIE ™ + (YRED — S4IDI) - LVIP |- m

ind ind ind
Fur die Mittelspannungsebene ergibt sich somit ein Malus in Héhe von -1.116.879,47 €.

Dabei wurden fiir die Mittelspannungsebehe folgende Daten zu Grunde gelegt:

. yiRet): 13,7811
- ASIDI; 16,6780
. Mittelwert der Anzahl der Letztverbraucher (inkl. aller nachgelagerten eige-

nen Netz- und Umspannebenen) der Kalenderjahre 2020 bis 2022:
1.427.960,33

Fir die Niederspannungsebene ergibf sich somit ein Malus in Hohe von -1.388.994,80 €.

Dabei wurden flr die Niederspannungsebene folgende Daten zur Grunde gelegt:

. yRed. 4,0213

. SAIDI;; 7,6394

. Mittelwert der Anzahl der Letztverbraucher der Kalenderjahre 2020 bis 2022:
1.421.849,33
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m: 0,27 €/a/min/LV

Fir die Nieder- und Mittelspannungsebene ermittelt sich demnach insgesamt ein Malus in
Hohe von -2.505.874,27 €.

Das Qualitatselement nimmt den von einer Versorgungsunterbrechung betroffen Kunden
und dessen Zahlungsbereitschaft flir einbestimmtes Qualititsniveau in den Blick. Fir die
Bemessung des Bonus/Malus sind sémtliche direkt angeschlossener Letztverbraucher zu
berlcksichtigen. Dies gilt auch fir die Letztverbraucher, die in der Sammelschiene der
HS/MS-Umspannebene angeschlossen sind, da diese entsprechend den Vorgaben zur Da-
tenerhebung nach § 52 EnWG der Mittelspannung zuzurechnen sind. Da bei der Berech-
nung des Bonus/Malus in der Mittelspannung zudem samtliche Letztverbraucher nachge-
lagerter Spannungsebenen berticksichtigt werden, ist der Anteil der an der Sammelschiene

HS/MS angeschlossenen Letztverbraucher sehr gering.

4. Kappungsgrenze

Mit dem ausgewihiten Modell und einer Kappung von 4 % der Erlosobergrenze des
Ausgangsniveaus fiir die vierte Regulierungsperiode ergibt sich die minimale Abweichung
von der Erldsneutralitit in Héhe von 0 €. Bei jeder anderen Kappungsgrenze war die

Abweichung von der angestreBten Erlésneutralitét grofer.
Der Netzbetreiber ist von der Kappung nicht betroffen.
5. Anpassung der Erlosobergrenzen

Die Erlésobergrenze 2024 ist um folgende Betrage zu verringern.

ERLOSOBERGRENZEN-AN-
PASSUNG
DES KALENDERJAHRES
2024
-2.505.874,27 €

6. Riickwirkende Festlegung der kalenderjihrlichen Erlésobergrenzen

Die ruckwirkende Festlegung des Qualitdtselementes nach dem 31.12.2023 ist zulassig.
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Der sachliche Grund fiir das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2023 liegt vor
allem darin begriindet, dass zusétzlich zu den jahrlich zu festlegenden Verfahren nach der
ARegV in dem Kalenderjahr 2023 weitere Festlegungsverfahren, wie die Festlegung der
Erlosobergrenzen oder auch die Festlegung des Methodikbeschlusses parallel bearbeitet

werden mussten.

Der Bundesgerichtshof (Beschluss vom 11. Februar 2020, EnVR 122/18) hat entschieden,
dass erforderlichenfalls eine riickwirkende Anpassung erfolgen soll, um die fortlaufende und
gleichmaRige Anpassung der Erlésobergrenze an die tatsachlichen Veranderungen moég-
lichst lickenlos zu gewéhrleisten. Im Fall des § 4 Abs. 5 ARegV scheidet eine riickwirkende
Anpassung grundsatzlich nur dann aus, wenn im Einzelfall gewichtige Interessen des Ver-

trauensschutzes entgegenstehen.

Derartige gewichtige Interessen des Vertrauensschutzes sind vorliegend nicht ersichtlich.
Die Beschlusskammer hat zu keinem Zeitpunkt zu erkennen gegeben, auf die Festlegung
eines Qualitdtselements in der vierten Regulierungsperiode verzichten zu wollen. Insoweit
konnte kein Vertrauen auf ein Ausbleiben der Qualitatsregulierung ab dem Jahr 2024 ent-
stehen. Das Gegenteil folgt schon alleine aus dem Umstand, dass dem Netzbetreiber stets,
spatestens mit der Festlegung zur Datenerhebung vom 31.03.202_3 (Aktenzeichen: BK8-
23/001-A), bewusst war, dass auch ab dem Jahr 2024 ein Qualitétselemenf festgelegt wird.
Auch in den Vorjahren waren bereits Qualititselemente festgelegt worden. Zudem wurde
die Methodik-Festlegung fiir die Jahre 2024 bis 2028 bereits am 28.11.2023 erlassen (Ak-
tenzeichen: BK8-23/006-A). Den Netzbetreibern war damit der festgelegte Wert vorab be-
kannt. Die Festlegung erfolgt nunmehr bereits wenige Wochen nach Jahreswechsel.

Rein vorsorglich nimmt die Beschlusskammer hilfsweise folgende Ermessenserwagungen
in Bezug auf die rlickwirkende Festlegung des Qualitdtselementes in diesem konkreten
Einzelfall vor. Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be-
schlusskammer entschieden, von einer vorldufigen Festlegung nach § 72 EnWG abgese-

hen, um das Qualitatselement riickwirkend zum 01.01.2024 festzulegen.

Bei der Entscheidung hat die Beschlusskammer neben dem in § 72 EnWG angelegten bzw.
sich aus der rlickwirkenden Bescheidung ergebenden Zweck einer Vorgabe eines Qualitat-
selementes auch das Interesse des Netzbetreibers an Rechtssicherheit sowie das Inte-
resse der Netznutzer an den in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Aspekten einer sicheren,
preisgiinstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Aligemeinheit mit Elekt-

rizitat berticksichtigt.
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Eine vorlaufige Festlegung des Qualitdtselementes nach § 72 EnWG war aus Sicht der
Beschlusskammer nicht zweckdienlich fir das Verfahren sowie die Vereinnahmung von
Netzentgelten. Zum Jahresende 2023 waren dem Netzbetreiber alle wesentlichen Ele-
mente zur Anpassung der Erlésobergrenze des Jahres 2024 nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV
bekannt bzw. waren diese aufgrund entsprechender Mitteilung der Beschlusskammer ab-
schatzbar. In die Abwagung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzégerung nicht
gravierend war und dem Netzbetreiber rechtzeitig seine Vorgaben fir das Jahr 2024 be-
kannt waren. Zudem fiele eine abweichende Beriicksichtigung des Qualitatselementes wirt-
schaftlich kaum ins Gewicht und koénnte Uber das Regulierungskonto ohne Weiteres korri-

giert werden. Die vorlaufige Anordnung wére somit ein reiner Formalismus gewesen.

Angesichts der dargestellten Umsténde erachtet die Beschlusskammer die riickwirkende
Festlegung des Qualitatselementes fur das Jahr 2024 als ermessensfehlerfrei.

Vorliegend Uberwiegt das Interesse der Aligemeinheit an der (rlickwirkenden) Festlegung.
Die gegen die riickwirkende' Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes
hat die Beschlusskammer demgegentiiber im konkreten Fall als nachrangig bewertet.

Die Entscheidung, das Qualititselement fiir das Jahr 2024 riickwirkend festzulegen, ist
auch verhaltnismaRig. Die Entscheidung dient dem Zweck, entsprechend den Vorgaben
des EnWG und der ARegV fiir das Jahr 2024 einen Zu- oder Abschlag auf die Eriésober-
grenze festzulegen. Die riickwirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforder-
lich, da ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht zur Verfligung steht. Die Entscheidung
ist schliefllich auch angemessen. Das Interesse des Netzbetreibers, flr den Zeitraum der
Ruckwirkung keinen weiteren Vorgaben gemaf dieses Beschlusses zu unterliegen, muss
aus Sicht der Beschlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren,
preisglinstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Elekt-
rizitat zuriickstehen. Etwaige Abweichungen kdnnen ohne weiteres {iber das Regulierungs-
konto nach § 5 ARegV abgewickelt werden und wirken somit faktisch erst zu einem spate-

ren Zeitpunkt.
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VL.

Hinsichtlich der Kosten nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid.

VIL.

Die beigefugten Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses:

Anlage 1: Ubersicht der Daten des Netzbetreibers zur Bestimmung des Qualitétsele-
ments
Anlage 2: Bestimmung der Referenzwerte und des Monetarisierungsfaktors
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss.kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erho-
ben werden. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht

Diisseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Disseldorf) einzureichen.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fiir die Beschwerdebegrindung betragt einen
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder
der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Beschwerdeschrift und

Beschwerdebegriindung miissen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Vorsitzender Beisitzer Beisitzerin

Bourwieg Petermann Krank
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Anlage 1

- Datenblatt zum Qualitédtselement hinsichtlich der Netzzuverldssigkeit
Strom 2024

1 Allgemeine Informationen

Name des Netzbetreibers Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH
Betriebsnummer 10001645

Netznummer 1

Monetarisierungsfaktor (m) 0,27 €/a/min/LV

Relevante Erlésobergrenze’ T <

2 Daten der Niederspannung
2.1 Anzahl der an die eigene Niederspannung angeschlossenen Letztverbraucher

Jahr 2020 2021 2022
Anzahl NS 1.427.955 1.424.054 1.411.823
Anzahl MS/NS 544 592 580
Arithmetischer Mittelwert? 1.421.849,3333

2.2 Zuverldssigkeitskennzahl der Niederspannung System Average Interruption Duration

Index (SAIDI) [min/a]
Jahr 2020 2021 2022
‘SAIDI 7,5218 8,0204 7,3761
Arithmetischer Mittelwert 7,6394
2.3 Ergebnisse Niederspannung
Referenzwert 4,0213 min/a
Abweichung vom Referenzwert - 3,6181 min/a

| Anteil Qualitatselement®

-1.388.994,80 €/a

" Abziiglich der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile sowie der Kostenanteile der H6S, H6S/HS, HS und

HS/MS.

2 Beriicksichtigt sind die Letztverbraucher der MS/NS sowie der NS.

3 Vor Kappung.




Anlage 1

3 Daten der Mittelspannung
3.1 Anzahl der an die eigene Nieder- und Mittelspannung angeschlossenen Letztverbrau-

Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH

(10001645_1)

cher
Jahr 2020 2021 2022
Anzahl MS 5.863 6.143 6.240
Anzahl HS/MS 29 29 29
Arithmetischer Mittelwert* 1.427.960,3333

3.2 Zuverlassigkeitskennzahl der Mittelspannung Average System Interruption Duration In-
dex (ASIDI) [min/a]

Jahr 2020 2021 2022
ASIDI 17,3317 16,2695 16,4327
Arithmetischer Mittelwert 16,6780

3.3 Zeitgleiche Jahreshdchstlast korrigiert um die Entnahmen der auf gleicher Spannungs-

ebene angeschlossenen Netzbetreiber [kW]

Jahr

2020

2021

2022

Jahreshochstlast

1.477.307,4949

1.677.575,2122

1.623.693,2809

3.4 Geografische Flache [km?]

Jahr 2020 12021 2022

Geografische Flache | 28.016,2258 26.473,7000 26.473,6972
3.5 Lastdichte [kW/km?]

Arithmetischer Mittelwert 59,1435

3.6 Ergebnisse Mittelspannung

Individueller Referenzwert

13,7811 min/a

Abweichung vom Referenzwert

- 2,8969 min/a

Anteil Qualitatselement®

-1.116.879,47 €/a

4 Berticksichtigt sind die Letztverbraucher der HS/MS, MS, MS/NS und NS.

5 Vor Kappung.
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Anlage 1

4 Gesamtergebnis

Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH
; (10001645_1)

Kappungsgrenze

4,00 %

Anteil des Qualitatselements an der rele-

vanten Erlésobergrenze

I

Qualitatselement aus Nieder- und Mit-

telspannung®

-2.505.874,27 €/a

I N

5 Sonstiges — Bemessungsscheinleistung
Auf Wunsch der Netzbetreiber wird die Summe der Bemessungsscheinleistung in MVA an-

gegeben. Der Summenwert setzt sich zusammen aus der Bemessungsscheinleistung der

-Ortsnetztransformatoren und der Bemessun_gsscheinleistung der Letztverbrauchertransfor-

matoren. Die Bemessungsscheinleistung wurde zur Ermittlung der ASIDI-Werte verwendet.

Jahr

2020

2021

2022

Bemessungsscheinleistung [MVA]

10.413,31

10.756,00

6 Nach Kappung.

3/3

10.593,49



	Beschluss
	Gründe
	Rechtsmittelbelehrung
	Anlagen




